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NÜRNBERG - Das Nürnberger Zu-
kunftsmuseum, Markus Söders Vor-
zeigeprojekt im Augustinerhof,
kommtnicht aus der Kritik. Rechtsex-
perten werfen dem Deutschen Muse-
um in München, der Hausherrin der
Nürnberger Dependance, nun gegen-
über unserer Redaktion bisher unbe-
kannte Verfahrensfehler bei der Ver-
gabe vor.
Tenor: Der Mietvertrag und damit

die Grundlage des Einzugs in Gerd
Schmelzers Augustinerhof-Bau, hät-
te europaweit ausgeschrieben wer-
den müssen. Ein im ganzen nord-
bayerischen Raum renommierter
Fachmann, der auch an der Uni lehrt,
steht imGegensatz zu anderen Exper-
ten auch namentlich zu seinen Vor-
würfen. (Siehe Info-Kasten)
Zugleich nährt die juristische

Expertise auch die politische Kritik
am damaligen Finanzminister und
heutigen Ministerpräsidenten Mar-
kus Söder (CSU), er habe sich im
Bemühen, das Museum („Die Zu-
kunft erwartet Sie“) in die Noris und
an die Adresse Augustinerhof 4 zu
holen, unzulässig eingemischt –
obwohl das Museum selbst und das
Wissenschaftsministerium zustän-
dig waren und sind.

Eine „Maßkonfektion“
Ursprünglich hatte Nürnbergs

Immobilien-„König“ Gerd Schmelzer
in demFiletstück in der City eineNut-
zung als Einzelhandelsstandort und
Hotel sowie Büros und Wohnungen
geplant. Dafür bekam er am 31. Janu-
ar 2014 eine Baugenehmigung, die
aber wegen Rechtsstreits mit einem
Nachbarn erst 2016 rechtskräftigwur-
de. Lange Zeit geschah nichts. Nach-
dem das Museum den Augustinerhof
ins Auge gefasst hatte, machten die
Pläne freilich eine komplette Umpla-
nung notwendig: vom Foyer über die
Treppenanlagen bis zu den Ausstel-
lungsräumen, von der Raumhöhe bis
zur Fassade – eine „Maßkonfektion“,
wie Kritiker formulieren.

2017 dann bekam Schmelzer von
der Stadt Nürnberg die neuen Pläne
mitMuseumsnutzung, die sogenann-
te Tektur, genehmigt, wie Baurefe-
rent Daniel Ulrich auf Anfrage bestä-
tigt. Alle Unterlagen liegen unserer
Redaktion vor. Federführend gerierte
sich Söders Finanzministerium, kriti-

siert der FDP-Landtagsabgeordnete
Sebastian Körber aus Forchheim, der
sich in den Fall vertieft hat.
Insgesamt 200MillionenEuro kos-

tet den Steuerzahler das Nürnberger
Renommierprojekt Söders – inklusi-
ve der sehr hohenMiete; derMietver-
trag wurde auf stolze 25 Jahre festge-
klopft. Erst als der Vertrag unter-
schrieben war, wurde mit dem Bau
begonnen. An der Höhe des lukrati-
venMietvertrags wie an anderen Ver-
fahrensfehlern hat bekanntlich auch
der Bayerische Oberste Rechnungs-
hof scharfe Kritik geübt.
Für Gerd Schmelzer, den Ehemann

der Nürnberger Kulturreferentin
Julia Lehner (CSU), sei dies ein „golde-
nes Geschäft“ gewesen, heißt es,
wobei politische Gegner Söders seit
langem unterstellen, er habe dies bei
den Zuständigen durchgedrückt. Das
Museum jedenfalls hatte zu diesem
Zeitpunkt wohl keine Wahl mehr.
Ministerpräsident Söder hat bisher

zu all den Enthüllungen in denMedi-
en und den politischen Vorwürfen
geschwiegen und in einer Landtags-
debatte einen Hinterbänkler aus der
CSU-Fraktion vorgeschoben, der den
Nürnberger Kritikern vorhielt, sie
würden doch nur ihre Minderwertig-
keitskomplexe gegenüber München
pflegen.

„Skandalträchtige Neuigkeiten“
„Die skandalträchtigen Neuigkei-

ten rund um die Zweigstelle des
Museums reißen nicht ab und neh-
men mittlerweile eine erschrecken-
de Dimension an“, kritisiert dagegen
FDP-Abgeordneter Sebastian Körber,
der Architekt und auch Vorsitzender
des Bauausschusses imMaximiliane-
um ist, auf Anfrage unserer Redakti-
on. Denn nicht nur die Abläufe hin-
sichtlich der Standort-Entscheidung,
sondern auch im Hinblick auf die
Investorenauswahl „schreien gerade-
zu nach Vetternwirtschaft“.

Markus Söder setze alle Regeln
und Verfahren außer Kraft, um sei-
nen Willen durchzusetzen. Sein
Ermessensspielraum kenne hier
auch keine Grenzen; „nicht einmal,
wenn es darum geht, Steuergelder
sinnvoll einzusetzen – alles nur, um
den Augustinerhof als Museums-
standort auf Biegen und Brechen
durchzudrücken“. Es mache „fas-
sungslos, mit welcher Skrupellosig-
keit Söder hier agiert hat“.
Körber spricht von einer „Schlinge

aus Täuschungen und Irreführun-
gen“. Söders Staatsregierung habe
genügend Chancen gehabt, reinen
Tisch zu machen. Diese seien jedoch
mit Füßen getreten worden
Daher erachtet Körber einenUnter-

suchungsausschuss „nun für unaus-
weichlich“. Die anderenOppositions-
fraktionen von SPD und Bündnisgrü-
nen haben lange gezögert; jetzt gibt
es offenbar Signale, dass auch sie in
Kürze die Einsetzung eines U-Aus-

schusses fordern wollen. Die Nürn-
berger Abgeordnete Verena Osgyan
von den Grünen und Volkmar Halb-
leib (SPD) hatten ebenso schwere Vor-
würfe erhoben.
„Ich bin mir mittlerweile auch

sicher, dasswir erst die Spitze des Eis-
bergs an Erkenntnissen herausgefun-
den haben“, wettert Diplom-Inge-
nieur Körber, „obwohl es sich bereits
schon jetzt um einen der größten
Immobilienskandale in der Geschich-
te Bayerns handelt“.
Auf Anfragen unserer Redaktion

nahmen weder die Staatskanzlei
noch das Deutsche Museum noch
Gerd Schmelzer Stellung. Das Fi-
nanz- verwies aber auf das Wissen-
schaftsministerium. Von dort hieß
es, die Errichtung des Museums sei
„strikt nach Recht und Gesetz erfolgt
– das Verfahrenwurde zu jedem Zeit-
punkt in aller Transparenz durchge-
führt; Ausschreibungspflicht für den
Mietvertrag lag nicht vor“.

Arnd Bühner (56), Nürnberger
Rechtsanwalt und Fachanwalt
für Vergaberecht, ist Lehrbe-
auftragter für Vergaberecht
der Juristischen Fakultät der
FAU Erlangen-Nürnberg und
Vorsitzender des Prüfungsaus-
schusses der Rechtsanwalts-
kammern Nürnberg und Bam-
berg für Vergaberecht. Er hat
im Gespräch mit der Redaktion
eine klare Meinung zum Streit
um das Zukunftsmuseum:

„Ein weitverbreiteter Irrtum ist
die Annahme, Mietverträge
müssten nicht ausgeschrieben
werden, weil der Mieter keine
Bauleistung in Auftrag gibt.
Zwar enthält das Vergaberecht
Regelungen darüber, dass Miet-
verträge unter bestimmten
Umständen nicht ausgeschrie-
ben werden müssen. Die Vor-
aussetzungen dieser Ausnah-
mevorschrift müssen aber
genau geprüft werden, wenn
ein noch zu errichtendes Gebäu-
de angemietet wird. Wesentli-

ches Kriterium, ob ausgeschrie-
ben werden muss, ist der Ein-
fluss des Mieters, z.B. hier des
Museums, auf Planung und Aus-
führung des Mietobjektes.

Ein zu errichtendes Gebäude
kann ohne Ausschreibung
angemietet werden, wenn es –
so wie vom Vermieter geplant –
angemietet wird. Der Mieter
darf Einfluss auf den Zuschnitt
einzelner Räume nehmen, bei-
spielsweise entscheiden, wo
Trockenbauwände stehen und
welche Böden verlegt werden.
Wird das Gebäude jedoch so
auf den Mieter ausgerichtet,
dass eine Nachnutzung durch
einen Dritten nach dem Auslau-
fen des Mietvertrages ausschei-
det, spricht dies für eine Aus-
schreibungspflicht. Ob der Ver-
trag als Miet- oder Bauauftrag
bezeichnet wird, ist vergabe-
rechtlich irrelevant.

Der Begriff des Bauauftrags ist
vergaberechtlich sehr weit. Der

Abschluss eines Mietvertrags
ist unter Umständen als Bauauf-
trag zu werten. Der Gesetzge-
ber hat bestimmte Dreieckskon-
struktionen erfasst, um die
Möglichkeit der Umgehung des
Vergaberechts zu versperren.

Für Mietverträge, in deren Kon-
text Bauleistungen erbracht
werden, ist dies bedeutsam.
Denn im Dreiecksverhältnis zwi-
schen der öffentlichen Hand als
Mieter, dem gewerblichem Ver-
mieter und der ausführenden

Baufirma werden Bauleistun-
gen nicht vom Mieter, sondern
vom Vermieter beauftragt. Bei
oberflächlicher Betrachtung
scheidet in solchen Konstella-
tionen zunächst ein Bauauf-
trag des öffentlichen Mieters
aus, weil Vertragspartner der
Baufirmen der gewerbliche Ver-
mieter ist.

Bauaufträge liegen aber auch
vor, wenn der gewerbliche Ver-
mieter Auftraggeber der Bau-
leistung ist und das Objekt spä-
ter an die öffentliche Hand ver-
mietet wird. Weitere Vorausset-
zung ist die wesentliche Ein-
flussnahme des Mieters auf die
Planung und Art der Bauausfüh-
rung.

Europaweit sind solche Verträ-
ge auszuschreiben, wenn die
Summe der Mietzahlungen
über die Vertragslaufzeit den
Schwellenwert von 5,328 Millio-
nen Euro erreicht. Der Mieter
kann sich nicht darauf berufen,

dass er zur Vorbereitung der
Auftragsvergabe unverbindli-
che Marktkonsultationen durch-
geführt hat. Denn er kann sich
nicht darauf verlassen, dass
sich alle potenziellen Bieter an
solchen Vorverfahren beteili-
gen.

Solche Mietverträge muss der
Mieter auch dann europaweit
ausschreiben, wenn er fest
davon ausgeht, nur ein Bieter
werde unter den gegebenen
Umständen ein Angebot abge-
ben. Allerdings können Verträ-
ge, die unter Verstoß gegen die
Pflicht zur europaweiten Aus-
schreibung abgeschlossen wur-
den, sechs Monaten nach Ver-
tragsabschluss vergaberecht-
lich nicht mehr angegriffen wer-
den. Dieser „Burgfrieden“ kann
jedoch auch Jahre später emp-
findlich gestört werden, wenn
die Verstöße im Rahmen förder-
mittelrechtlicher Prüfungen
beim Auftraggeber beanstan-
det werden.“  vnp

F
o

to
:
Ja

m
e

s
E

d
w

a
rd

A
lb

ri
g

h
t

Jr
.

„Es hätte ausgeschrieben wer-
den müssen“: Arnd Bühner.

Mietverträge müssen nach Kartellvergaberecht europaweit ausgeschrieben werden

„Burgfrieden“ kann auch Jahre später durch Prüfung empfindlich gestört werden

„Einer der größten Immobilienskandale“
Zukunftsmuseum | Experten sehen Verfahrensfehler bei der Vergabe des Millionenprojekts. Ein Untersuchungsausschuss im Landtag soll aufklären.

Freudiger Anlass fürs Museum trotz Kritik: Direktorin Marion Grether, Markus Söder, Petra Banzhaf , die 111 111. Besucherin, Jürgen Banzhaf aus Nürnberg und Wolfgang Heckl, Generaldirektor aus München.
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